
 
 
 

 

Ber icht  des  Vorstands an  d ie  Hauptversammlung zu  Punkt  6  
der  Tagesordnung (Beschlussfassung über  d ie  Ermächt igung 
zum Erwerb  und zur  Verwendung e igener  Akt ien)  gemäß §  71  
Abs.  1  Nr .  8  AktG i .V .m.  §  186  Abs.  3  Satz  4 ,  Abs.  4  Satz  2  AktG  
 

 
 
Die Gesellschaft hat auf Grund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 
11. Juni 2003 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG im Rahmen eines an alle Beiersdorf-
Aktionäre gerichteten öffentlichen Erwerbsangebots eigene Aktien im Umfang von 
rund 9,99 % ihres Grundkapitals erworben. Auf Grund der Ermächtigungen der 
Hauptversammlung vom 3. Juni 2004, 18. Mai 2005 und 17. Mai 2006 wurden keine 
eigenen Aktien erworben. Durch die nun erneut vorgeschlagene Erneuerung der Er-
mächtigung unter Tagesordnungspunkt 6 soll die Gesellschaft – wie dies bei nahezu 
allen maßgeblichen börsennotierten Unternehmen Standard ist – auch weiterhin in 
die Lage versetzt werden, eigene Aktien zu erwerben, falls sie in Zukunft ihren Be-
stand an eigenen Aktien reduzieren sollte. Gemäß § 71 Abs. 2 Satz 1 AktG dürfen 
auf die im Rahmen dieser Ermächtigung erworbenen Aktien zusammen mit anderen 
Aktien der Gesellschaft, welche diese bereits erworben hat und noch besitzt, nicht 
mehr als zehn vom Hundert des Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Die Ge-
sellschaft ist nach dem Beschlussvorschlag auch berechtigt, die auf Grund dieser 
oder einer vorhergehenden Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien ganz oder 
teilweise unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu veräußern oder zu 
begeben.  
 
Auf Grund gesetzlicher Bestimmungen können die von der Beiersdorf Aktiengesell-
schaft erworbenen eigenen Aktien über die Börse oder durch ein öffentliches Ange-
bot an alle Aktionäre wieder veräußert werden. Mit diesen Möglichkeiten des Ver-
kaufs wird bei der Wiederausgabe der Aktien das Recht der Aktionäre auf Gleichbe-
handlung gewahrt. 
 
Der Beschlussvorschlag sieht vor, dass der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts-
rats eine Veräußerung der auf Grund der vorgeschlagenen oder einer vorhergehen-
den Ermächtigung der Hauptversammlung erworbenen eigenen Aktien auch in ande-
rer Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre vornehmen kann, 
wenn die eigenen Aktien zu einem Preis veräußert werden, deren Wert den Börsen-
preis von Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräuße-
rung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung, die einem Bezugs-
rechtsausschluss gleichkommt, wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in ent-
sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit 
zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Im Interesse der Ge-
sellschaft soll damit insbesondere die Möglichkeit geschaffen werden, institutionellen 
oder anderen Investoren Aktien der Gesellschaft anzubieten und/oder den Aktionärs-
kreis der Gesellschaft zu erweitern. Die Gesellschaft soll dadurch auch in die Lage 
versetzt werden, auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu 
können. Den Interessen der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die 
Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den Börsenpreis der Aktien 
der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit 
der Festlegung eines Durchschnittskurses für den maßgeblichen Börsenpreis soll 
gewährleistet werden, dass die Interessen der Aktionäre der Gesellschaft nicht durch 
zufällige Kursbildungen beeinträchtigt werden. Diese Ermächtigung zur Veräußerung 
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eigener Aktien gegen eine Barleistung beschränkt sich unter Einbeziehung von Akti-
en, für die das Bezugsrecht der Aktionäre in Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals und/oder bei Ausnutzung der Er-
mächtigung zur Ausgabe von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ausge-
schlossen wird, auf insgesamt höchstens 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens und des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung vorhandenen Grund-
kapitals der Gesellschaft. Durch die Anrechnungen wird sichergestellt, dass erwor-
bene eigene Aktien nicht unter vereinfachtem Ausschluss des Bezugsrechts entspre-
chend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, wenn dies dazu führen würde, 
dass insgesamt für mehr als zehn vom Hundert des Grundkapitals Bezugsrechte der 
Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgeschlossen werden. Diese Beschränkung liegt im Interesse der Aktionäre, die 
ihre Beteiligungsquote möglichst aufrecht erhalten wollen. 
 
Der Vorstand soll weiterhin ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
auf Grund der vorgeschlagenen oder einer vorhergehenden Ermächtigung erworbe-
nen eigenen Aktien als Gegen- oder Teilgegenleistung für den Erwerb von Unter-
nehmen oder Beteiligungen an anderen Unternehmen (einschließlich der Erhöhung 
von Beteiligungen) oder Unternehmensteilen oder im Rahmen von Unternehmenszu-
sammenschlüssen zu begeben. Der internationale Wettbewerb verlangt zunehmend 
diese Form der Akquisitionsfinanzierung. Vor diesem Hintergrund ist es für die weite-
re Entwicklung und Verstärkung der Marktstellung der Gesellschaft von großer Be-
deutung, dass sie die Möglichkeit erhält, im Rahmen ihrer Beteiligungsstrategie ge-
eignete Beteiligungen nicht nur im Wege einer Barkaufpreiszahlung, sondern auch 
im Wege einer Sachgegenleistung durch Überlassung von Aktien der Gesellschaft 
erwerben zu können. Der Gesellschaft steht derzeit auch das genehmigte Kapital III 
gemäß § 5 Abs. 4 der Satzung für den Erwerb von Unternehmen oder von Beteili-
gungen an Unternehmen zur Verfügung. Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ver-
wendung eigener Aktien stellt insoweit eine Ergänzung zum genehmigten Kapital III 
der Satzung dar. Diese Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen Hand-
lungsspielraum geben, sich bietende Akquisitionsgelegenheiten schnell und flexibel 
ohne Kapitalerhöhung nutzen zu können. Da eine solche Verwendung der erworbe-
nen Aktien meist kurzfristig im Wettbewerb mit anderen Erwerbsinteressenten und 
unter Wahrung der gebotenen Vertraulichkeit erfolgen muss, ist die Ermächtigung 
zur Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien in anderer Weise als über die Bör-
se oder durch Angebot an alle Aktionäre erforderlich. Dem trägt der vorgeschlagene 
Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall 
sorgfältig prüfen, ob er von dieser Ermächtigung Gebrauch macht, sobald sich Mög-
lichkeiten zum Erwerb einer Beteiligung konkretisieren. Er wird das Bezugsrecht der 
Aktionäre nur dann ausschließen, wenn sich der Erwerb im Rahmen der Beteili-
gungsstrategie der Gesellschaft hält und wenn der Erwerb gegen Hingabe von Aktien 
der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Bei der Fest-
legung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interes-
sen der Aktionäre angemessen gewahrt werden und demzufolge von der Ermächti-
gung nur insoweit Gebrauch gemacht wird, als der Wert der zu erwerbenden Beteili-
gung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der hinzugebenden Beiersdorf-
Aktien steht. Der Aufsichtsrat wird seine erforderliche Zustimmung zur Veräußerung 
der erworbenen eigenen Aktien in anderer Weise als über die Börse oder durch An-
gebot an alle Aktionäre nur erteilen, wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind.  
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Ferner sieht die Ermächtigung vor, dass die auf Grund der vorgeschlagenen oder 
einer vorhergehenden Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre genutzt werden 
können, um Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten aus den 
von der Gesellschaft oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteili-
gungsgesellschaften ausgegebenen Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen zu 
erfüllen. Es kann zweckmäßig sein, anstelle der Nutzung des bedingten Kapitals 
ganz oder teilweise eigene Aktien zur Erfüllung der Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. Wandlungspflichten einzusetzen. 
 
Über die Einzelheiten der Verwendung eigener Aktien wird der Vorstand in derjeni-
gen Hauptversammlung berichten, die auf einen etwaigen Beteiligungserwerb gegen 
Aktien der Gesellschaft folgt. 
 
Der vorstehende Bericht zu Tagesordnungspunkt 6 liegt vom Tag der Einberufung 
der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Unnastraße 
48, 20245 Hamburg, zur Einsichtnahme der Aktionäre aus. Er wird auch auf der 
Hauptversammlung ausliegen. Auf Verlangen wird eine Abschrift dieses Berichts je-
dem Aktionär kostenlos und unverzüglich übersandt. 
 
 
 
Hamburg, im März 2007 
 
Beiersdorf Aktiengesellschaft 
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